
Verringerung der Gesellschaftsgefährlichkeit der meisten 
Straftaten gesprochen werden.<7

Die Anwendung des Begriffs der Gesellschaftsgefähr­
lichkeit auf die geringfügigen Handlungen wurde bisher 
mit der Begründung abgelehnt, daß dadurch der quali­
tative Unterschied zwischen den Verbrechen und den 
anderen Rechtsverletzungen verwischt würde. M. B e n ­
j a m i n  bezeichnet in seiner Polemik gegen S c h ü s s e -  
l e r s  Auffassung — alle Rechtsverletzungen seien in ge­
wissem Maße gesellschaftsgefährlich, und das Ver­
brechen unterscheide sich qualitativ dadurch, daß es die 
gesellschaftlichen Verhältnisse in höherem Grade zu ge­
fährden geeignet sei12 * * * * * 18 — die Gesellschaftsgefährlichkeit 
als eine juristische Charakterisierung der verbrecheri­
schen Handlung, wodurch sie sich von allen anderen 
Rechtsverletzungen unterscheide. „Sie besteht darin, daß 
eine verbrecherische Handlung geeignet ist, die Gesamt­
heit der sozialistischen gesellschaftlichen Beziehungen 
der DDR zu gefährden. Das Fehlen dieser Voraus­
setzung — bei Geringfügigkeit der Handlung und Fehlen 
schädlicher Folgen — hat die juristische Folge, daß ein 
Verbrechen nicht vorliegt“.1»

Diese Charakterisierung der verbrecherischen Hand­
lung kann nicht überzeugen, weil auch andere Rechts­
verletzungen die Durchsetzung der gesellschaftlichen 
Interessen gefährden. Der Begriff der Gesellschafts- * 
gefährlichkeit kann nicht so aufgefaßt werden, daß eine 
solche Handlung in der Lage wäre, ernsthaft den Be­
stand der Arbeiter-und-Bauem-Macht anzutasten. Viel­
mehr muß die Gefährdung so verstanden werden, daß 
die aus Feindschaft gegenüber dem sozialistischen Staat 
oder aus anarchistischer Disziplin- und Verantwortungs­
losigkeit begangenen Handlungen die Festigung und 
Weiterentwicklung der konkret angegriffenen gesell­
schaftlichen Verhältnisse, die im Interesse der gesamten 
sozialistischen Gesellschaft liegen, in größerem oder ge­
ringerem Maße hemmen bzw. erschweren. Damit wird 
nicht der qualitative Unterschied zwischen den gerichts­
strafwürdigen und den geringfügigen Handlungen ge­
leugnet. Die andere Qualität der gerichtsstrafwürdigen 
Deliktebestehteben in der Eigenschaft di eserHandlungen, 
die gesellschaftliche Entwicklung in einem solchen Maße 
zu gefährden, daß die Anwendung staatlichen Zwangs in 
Form der gerichtlichen Strafe erforderlich ist. Deshalb 
ist es auch unrichtig, wenn M. Benjamin Schüsselers 
Ansicht über die qualitative Unterschiedlichkeit mit den 
Worten kritisiert: „... Schüsseler läßt ja als Kriterium 
für die Änderung der Qualität nur die Quantität 
gelten“20; Nach der materialistischen Dialektik kann sich 
aber eine qualitative Veränderung nur durch allmäh­
liche Anhäufung quantitativer Veränderungen voll­
ziehen. „Die Quantität ist Quantität einer gegebenen 
Qualität, ist Größe, Umfang, Intensität, Entwicklungs­
stufe eines Gegenstandes.“21

Im Umfang, in der Intensität usw. zeigt sich das Maß 
„als Einheit und Wechselwirkung von Qualität und 
Quantität“, das bestimmt, „bis zu welcher Grenze, bis 
zu welchem Punkt die quantitativen Veränderungen 
nicht in qualitative Umschlägen. Wenn jedoch die 
quantitativen Veränderungen diese Grenze über­
schreiten, hört das Maß auf, Maß des gegebenen Gegen­
standes zu sein, und es kommt zu einer qualitativen 
Veränderung des Gegenstandes“22.

Auf die Gesellschaftsgefährlichkeit angewandt be­
deutet das, daß die Intensität der alten, bürgerlichen
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Ideologie in einem solchen Maße wirksam wird, daß 
eine Veränderung der Qualität der Verletzung des ge­
sellschaftlichen Verhältnisses eintritt, daß z. B. nicht 
mehr von einer geringfügigen Handlung gesprochen 
werden kann, sondern eben von einer gerichtsstraf­
würdigen Handlung, oder aber, daß auf Grund der 
stärkeren Intensität ein schweres Wirtschaftsverbrechen 
vorliegt. Ein qualitativer Unterschied besteht ja nicht 
nur zwischen den geringfügigen und den gerichtsstraf­
würdigen (verbrecherischen) Handlungen, sondern auch 
zwischen den Verbrechen gegen das gleiche Objekt auf 
Grund der Schwere, der Intensität.

Schüsseler, der auf Grund der Kritik Benjamins seine 
Auffassung revidierte, führt schließlich als Begründung 
an, daß eine verschiedenartige Qualität nicht rein 
graduell ausgedrückt werden könne23. Es handelt sich 
aber gar nicht um eine rein graduelle Unterscheidung, 
wenn von der Gesellschaftsgefährlichkeit der gering­
fügigen Handlungen und andererseits der gerichtsstraf­
würdigen Handlungen gesprochen wird. Es dürfte auch 
kein Fehler, sondern erzieherisch eher von Vorteil sein, 
wenn trotz der qualitativen Unterschiedlichkeit die vor­
handene Gemeinsamkeit — sowohl die geringfügigen als 
auch die gerichtsstrafwürdigen Handlungen sind unver­
einbar mit den Interessen der Gesellschaft — durch 
einen gemeinsamen Grundbegriff zum Ausdruck ge­
bracht wird.

Der Begriff der Gesellschaftsgefährlichkeit kann also 
auch auf die geringfügigen Handlungen Anwendung 
finden, ohne daß dadurch der qualitative Unterschied 
verwischt zu werden braucht. Auch für die moralisch­
politische Charakterisierung der geringfügigen Hand­
lungen ist es richtig, sie als — wenn auch geringer — 
gesellschaftsgefährlich zu bezeichnen, weil dadurch eine 
stärkere erzieherische Einwirkung auf die Täter ge­
währleistet ist und eine Mobilisierung der ganzen Ge­
sellschaft zur Überwindung auch der geringfügigen 
Handlungen erfolgen kann. Es widerspricht doch offen­
sichtlich der gesellschaftlichen Wirklichkeit, wenn
M. Benjamin an Hand von schuldhaft herbeigeführten 
Betriebsunfällen auf den Werkbahnen volkseigener Be­
triebe, die erheblichen Sachschaden verursachen, bewei­
sen will, daß es sogar Handlungen mit erheblichen 
schädlichen Folgen gibt, die aber nicht gesellschafts­
gefährlich seien24. Hier wird deutlich, daß die aus­
schließliche Anwendung des Begriffs der Gesellschafts­
gefährlichkeit auf die gerichtsstrafwürdigen Handlun­
gen den dialektischen Charakter des Begriffs verletzt, 
weil als Ausgangspunkt nicht die gesellschaftliche Wirk­
lichkeit — die objektive Gefährlichkeit der menschlichen 
Handlung — genommen wird, sondern eine starre, 
scholastische Auffassung über die Gesellschaftsgefähr­
lichkeit dem Ergebnis durchaus richtiger strafpolitischer 
Erwägungen untergeordnet wird. So kommt es, daß in 
solchen Fällen — z. B. Betriebsunfälle auf Werk­
bahnen — die Gesellschaftsgefährlichkeit verneint wird, 
weil aus bestimmten Gründen — örtliche Situation, 
Persönlichkeit des Täters — von der Durchführung von 
Strafverfahren Abstand genommen wird. Das kommt 
doch faktisch dem Versuch gleich, mit Hilfe eines 
juristischen Begriffs die gesellschaftliche Wirklichkeit 
„korrigieren“ zu wollen. Denn die gesellschaftliche 
Realität beweist, daß jeder schuldhaft herbeigeführte 
Betriebsunfall für die Gesellschaft bestimmte gefähr­
liche Auswirkungen hat. Das bedeutet aber nicht, daß 
damit auch jeder Betriebsunfall Gegenstand eines 
Strafverfahrens sein müßte. Das berührt eine andere 
Frage, die mit der Einschätzung der Gefährlichkeit für 
die Gesellschaft nicht verwechselt werden darf.
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